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Was angesichts hoher Arbeitslosigkeit noch vor wenigen Jahren kaum jemand ernst nahm, 
wird Realität: In immer mehr Branchen werden die Fachkräfte knapper. Die SPD erkennt dabei 
einen wachsenden Bedarf von Fachkräften mit mittlerer Qualifikation genau so wie bei Akademi-
kerinnen und Akademikern. Dringender Handlungsbedarf besteht in den Bereichen Pflege, Ge-
sundheit und frühkindlicher Erziehung. 
 
Die SPD hatte den wachsenden Fachkräftebedarf frühzeitig und intensiv aufgegriffen und bereits 
im Jahr 2007 Vorschläge zur Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland erarbeitet. Seitdem 
entwickeln wir unsere Positionen konsequent weiter und begegnen der Herausforderung mit 
einer Doppelstrategie: Zum einen müssen wir jedem und jeder die Chance geben, so gut qualifi-
ziert wie möglich zu arbeiten. Zum anderen wollen wir allen, die unfreiwillig von Arbeit ausge-
schlossen sind, neue Zugänge ermöglichen. Wir begreifen den wachsenden Fachkräftebedarf nicht 
als Bedrohung, sondern als Herausforderung, die politisch gestaltet werden kann. Durch eine 
kluge sozialdemokratische Politik soll der wachsende Bedarf an qualifizierter Arbeit auch eine 
Chance für sozialen Aufstieg und gute Arbeit sein.  
 
Um politisch zu gestalten und Chancen zu nutzen haben wir politikfeldübergreifend mit den 
Fachpolitikerinnen und Fachpolitikern der SPD-Bundestagsfraktion aus den Bereichen Bildung, 
Familienpolitik, Wirtschaft, Gesundheit, Innenpolitik, Haushalt sowie Arbeit und Soziales an die-
sem gemeinsamen Konzept gearbeitet. Es ist Teil des Projekts „Neue Ordnung für Arbeit“ der Frak-
tionsinitiative „Deutschland 2020“ und ist im Dialog mit Gewerkschaften, Arbeitgebern, Wohl-
fahrtsverbänden und Wissenschaft erarbeitet worden. Am 26. Juni 2012 ist es von der SPD-
Bundestagsfraktion einstimmig angenommen worden (17/1214). 
 
 

Gabriele Lösekrug-Möller MdB 
Projektverantwortliche für das  
Fachkräftesicherungskonzept der  
SPD-Bundestagsfraktion 

Hubertus Heil MdB 
Stellvertretender Vorsitzender der SPD-
Bundestagsfraktion 
 

 
 

Vorwort 

.................................................................................................................................................... 
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1. Fachkräftesicherung als zentrale wirtschaftliche 

und soziale Frage unserer Zeit. 
 

Fachkräftesicherung im Interesse des ökonomischen Erfolgs unserer Volkswirtschaft und der 
sozialen Chancen der Beschäftigten wird nur gelingen, wenn wir die Spaltung am Arbeitsmarkt 
überwinden. Wirtschaft, Staat und Gesellschaft müssen eine paradoxe Entwicklung abwenden, in 
der die Nachfrage nach qualifizierten Fachkräften steigt, während gleichzeitig große Gruppen der 
Gesellschaft in prekären Beschäftigungsverhältnissen und Langzeitarbeitslosigkeit abgehängt 
sind. 
 
 

2. Der absehbare Rückgang des Erwerbspersonen-

potenzials birgt nicht nur soziale und ökonomische 

Risiken, sondern eröffnet auch Chancen auf Vollbe-

schäftigung und Aufstieg. 
 

Wenn wir die Weichen jetzt richtig stellen, können aus dem zu deckenden Bedarf an Fachkräf-
ten Aufstiegsmöglichkeiten für viele Beschäftigte erwachsen. Nach Jahrzehnten von Massenar-
beitslosigkeit kann sich eine Perspektive auf Vollbeschäftigung und Aufstieg eröffnen. Im Gegen-
satz zur schwarz-gelben Bundesregierung, die diese demografische Chance bislang weitgehend 
ungenutzt lässt, wollen wir den Wandel von Arbeit und Demografie gestalten und eine stärkere 
Humanisierung der Arbeitswelt sowie eine bessere Balance von Arbeit und Leben verwirklichen. 
Mit der Weiterentwicklung der Arbeitslosenversicherung zu einer Arbeitsversicherung wollen wir 
berufliche Übergänge und Erwerbsunterbrechungen absichern sowie Weiterbildung in allen Le-
bensphasen gewährleisten. Freie Berufswahl und sozialer Aufstieg sollen während des gesamten 
Lebensverlaufs ermöglicht werden. 
 
 

3. Fachkräftesicherung ist in der Breite der mittleren 

Qualifikation, nicht nur an der Spitze der Hoch-

qualifizierten notwendig. 
 

Ein wachsender Bedarf an Fachkräften ist dabei nicht nur in naturwissenschaftlich-
technischen Berufen absehbar, sondern vor allem auch in den Bereichen Pflege, Gesundheit und 
frühkindlicher Erziehung. In Zukunft werden neben Hochqualifizierten insbesondere Personen mit 
mittlerer Qualifikation dringend gebraucht. Denn sie sind das Rückgrat der deutschen Wirtschaft 
und erfüllen wichtige Funktionen in unserer Gesellschaft. 
 
 

Sechs Thesen zur Fach-
kräftesicherung: 

.................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................... 
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4. Fachkräftesicherung muss Potenziale erkennen 

und gezielt erschließen. 
 

Deutschland hat große Fachkräftepotenziale. Diese Potenziale können insbesondere dann ge-
hoben werden, wenn mehr Jugendliche besser ausgebildet werden, Frauen die Möglichkeit haben, 
höherwertig und vermehrt in Vollzeit zu arbeiten, Ältere bessere Chancen bekommen und Gering-
qualifizierte aus- und weitergebildet werden. Bis 2025 lassen sich aus diesen Bereichen bis zu 
5,2 Millionen zusätzliche Fachkräfte mobilisieren. 
 
 

5. Fachkräftesicherung erfordert eine neue Ordnung 

am Arbeitsmarkt. 
 

Die Grundlage für eine gezielte Ausschöpfung der Potenziale ist eine neue Ordnung am Ar-
beitsmarkt. Der Trend zu mehr prekärer Beschäftigung muss zurückgedrängt werden, da dieser 
einer nachhaltigen Fachkräftesicherung entgegensteht. Prekäre Arbeit entwertet Qualifizierung 
und bremst Aufwärtsmobilität. Fachkräftesicherung braucht eine starke und aktive Arbeitsmarkt-
politik. 
 
 

6. Fachkräftesicherung erfordert verbindliche Koope-

ration zwischen Wirtschaft, Staat und Gesellschaft in 

einem Deutschen Rat für Fachkräftesicherung. 
 

Die dauerhafte Sicherung der Fachkräftebasis ist für die wirtschaftliche und soziale Zukunft 
Deutschlands von herausragender Bedeutung. Um eine entsprechende Strategie erfolgreich um-
zusetzen, sind mehr Verbindlichkeit und klare Verantwortlichkeiten notwendig. Die Zeit wird 
knapp. Unverbindliche Erklärungen und Appelle reichen längst nicht mehr aus. Deshalb wollen wir 
einen Deutschen Rat für Fachkräftesicherung (Fachkräfterat) einrichten. Gemeinsam mit den 
Gewerkschaften, den Spitzenverbänden der Wirtschaft, der Bundesagentur für Arbeit, den Län-
dern sowie den kommunalen Spitzenverbänden und den Wohlfahrtsverbänden gilt es, in diesem 
Rat verbindliche Ziele und Maßnahmen zu verabreden und Instrumente immer wieder neu zu 
überprüfen und anzupassen. Der Fachkräfterat soll das notwendige politische Gewicht haben und 
wird daher im Bundeskanzleramt angesiedelt sein. 
 
 

.................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................... 

.................................................................................................................................................... 
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Fachkräftesicherung als zentrale wirtschaftliche und 

soziale Frage 
 

„10.000 Pflegefachkräfte gesucht“– so lautet das ungewöhnliche Stellenangebot einer überre-
gionalen Tageszeitung.1 Statt wie üblich eine einzige Stelle auszuschreiben, begibt sich ein bun-
desweiter Pflegeanbieter auf die unkonventionelle Suche nach einer fünfstelligen Zahl von Pflege-
kräften. Das Inserat verspricht außerdem, eine „flexible Arbeitszeitgestaltung und gute Aufstiegs- 
und Qualifizierungsmöglichkeiten“.  
 
Diese Beispiel zeigt: Die demografische Entwicklung schlägt auf den deutschen Arbeitsmarkt 
durch – mit Folgen für die Qualifizierungs-, Beschäftigungs- und Entfaltungschancen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern sowie auf die Rekrutierungspraxis von Arbeitgebern. Der Ar-
beitsmarkt in Deutschland ist spürbar in Bewegung geraten. Der Wandel von Arbeit und Demo-
grafie ist nicht länger ein abstraktes, statistisches Phänomen, sondern gehört mittlerweile zur 
Lebenswirklichkeit von Unternehmern und Beschäftigten. In verschiedenen Regionen und Bran-
chen kommt es zu ersten Fachkräfteengpässen. Ein wachsender Bedarf an Fachkräften ist dabei 
nicht nur in naturwissenschaftlich-technischen Berufen absehbar, sondern vor allem auch in den 
Bereichen Pflege, Gesundheit und frühkindlicher Erziehung. In Zukunft werden neben Hochquali-
fizierten insbesondere Personen mit mittlerer Qualifikation (sowohl in industriellen als auch in 
Dienstleistungsberufsfeldern) gesucht. Denn sie sind das Rückgrat der deutschen Wirtschaft und 
erfüllen wichtige Funktionen in unserer Gesellschaft.  
 
Es geht beim Thema Fachkräfte auch um unsere Vorstellung davon, wie wir in Zukunft leben wol-
len. Denn wenn bereits jetzt Tausende Erzieherinnen und Erzieher fehlen, wird es sehr schwierig 
sein, das wichtige familien- und gesellschaftspolitische Ziel des flächendeckenden Ausbaus der 
Kindertagesstätten in Deutschland zeitnah zu erreichen. Der demografisch bedingte Anstieg der 
Pflegebedürftigkeit und die damit verbundene Personallücke zeigen, wie wichtig es ist, den Fach-
kräftebedarf im Pflege- und Gesundheitsbereich zu decken. Alle diese Entwicklungen deuten be-
reits jetzt an, vor welchen erheblichen Herausforderungen Deutschland zukünftig stehen wird.  
 
Fachkräftesicherung wird zur zentralen wirtschaftlichen und sozialen Frage unserer Zeit. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volkswirtschaft beruht in erheblichem Maße auf hoher 
Produktivität, guter Qualifikation und starker Innovationskraft. Der drohende Fachkräftemangel 
wird zur Gefahr für diese Standortvorteile. Deutschlands Position als erfolgreiche Exportnation 
steht auf dem Spiel. Doch bei allen Risiken stecken im Wandel von Arbeit und Demografie gleich-
zeitig enorme Chancen. Wenn wir die Weichen richtig stellen, können aus dem ansteigenden 
Bedarf an Fachkräften Aufstiegsmöglichkeiten für viele Beschäftigte erwachsen. Nach Jahrzehnten 
von Massenarbeitslosigkeit kann sich eine Perspektive auf Vollbeschäftigung eröffnen. Es ergeben 
sich neue Durchsetzungsspielräume für eine stärkere Humanisierung der Arbeitswelt und eine 
bessere Balance von Arbeit und Leben.  

                                                 
1 Vgl. Anhang. 

I. Zukunftsaufgabe Fach-
kräftesicherung 



 

P O S I T I O N E N  N R .  0 4 /1 2  ·  F A C H K R Ä F T E  S I C H E R N  U N D  A U F S T I E G  E R M Ö G L I C H E N  10 

Fachkräftesicherung im Interesse des ökonomischen Erfolgs unserer Volkswirtschaft und der sozi-
alen Chancen der Beschäftigten wird nur gelingen, wenn wir die Spaltung am Arbeitsmarkt über-
winden. Wirtschaft, Staat und Gesellschaft müssen eine paradoxe Entwicklung abwenden, in der 
die Nachfrage nach qualifizierten Fachkräften steigt, während gleichzeitig große Gruppen der 
Gesellschaft in prekären Beschäftigungsverhältnissen und Langzeitarbeitslosigkeit abgehängt 
sind. Wie in einem Brennglas bündeln sich in der Frage der Fachkräftesicherung Zukunftsfragen 
unseres Landes:  
 

� Wie bewältigen wir ökonomischen Strukturwandel und bleiben wirtschaftlich er-
folgreich? 

 
� Wie erreichen wir Vollbeschäftigung und gute Arbeitsverhältnisse? 

 
� Wie gelingt der gesellschaftliche Zusammenhalt in einem Land mit einem stark ver-

änderten Altersaufbau? 
 

� Was müssen wir tun, um gleiche Bildungschancen und Aufstiegsmöglichkeiten zu 
erreichen? 

 
� Wie gelingt die Gleichstellung von Frauen und Männern? 

 
� Welche Voraussetzungen für eine weltoffene und integrationsfähige Gesellschaft 

müssen wir erfüllen? 
 

� Welche Potenziale für eine höhere Erwerbsbeteiligung können ausgeschöpft wer-
den, um die Basis unserer sozialen Sicherungssysteme nachhaltig zu  verstärken? 

 
Um diese Fragen zu beantworten, braucht Deutschland eine breit angelegte Strategie. Politik, 
Sozialpartner und Unternehmen haben erhebliche Gestaltungsspielräume, um auch in Zukunft 
einen strukturellen Fachkräftemangel und eine weitere Polarisierung auf dem Arbeitsmarkt zu 
verhindern. Entscheidend bei der Entwicklung eines tragfähigen und langfristig angelegten Fach-
kräftesicherungskonzepts ist eine valide und transparente Datenbasis. In der wissenschaftlichen 
Forschung wird schon lange darauf hingewiesen, dass es an belastbaren statistischen Daten man-
gelt und eine differenzierte Darstellung der Entwicklung des Erwerbspersonenpotenzials nach 
Qualifikationen und Berufsfeldern notwendig ist.  
 
Die prominentesten Studien der aktuellen Debatte können anhand ihrer Methodik und zeitlichen 
Aussagekraft auf den Prüfstand gestellt und in die folgende Typologie eingeordnet werden. Die 
Übersicht zeigt, dass die Schätzungen je nach Annahmen, Methodik und Zeithorizont variieren. 
Unabhängig von den exakten Daten ist jedoch klar, dass der Fachkräftebedarf im mittleren und 
hohen Qualifizierungsniveau deutlich steigt. Langfristig angelegte, nach Berufsfeldern und Quali-
fikationsstufen aufgeschlüsselte Prognosen wie beispielsweise die gemeinsamen Modellrechnun-
gen des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) und des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufs-
forschung (IAB) verweisen darauf, dass aktuelle und künftige Fachkräfteengpässe nicht nur bei 
IngenieurInnen, InformatikerInnen und NaturwissenschaftlerInnen erkennbar sind, sondern
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zunehmend auch FacharbeiterInnen wie SchweißerInnen, ElektrikerInnen, RohrinstallateurInnen 
sowie ErzieherInnen und AltenpflegerInnen händeringend gesucht werden. 
 
 
Typologie von Prognosen zur Entwicklung des FachkräftebedarfsTypologie von Prognosen zur Entwicklung des FachkräftebedarfsTypologie von Prognosen zur Entwicklung des FachkräftebedarfsTypologie von Prognosen zur Entwicklung des Fachkräftebedarfs 
 

TypTypTypTyp    

    

BeBeBeBeiiiispielspielspielspiel    MethodeMethodeMethodeMethode    AussagAussagAussagAussageeeekraftkraftkraftkraft    ZeitZeitZeitZeit    KernaussageKernaussageKernaussageKernaussage    

Unternehmens-

befragung 

 

IW (2007) schriftliche und mündliche 

Befragung, zumeist nach 

Branchen 

stark subjektive Einschät-

zungen; konjunktur-

abhängig 

kurzfristig 2006 konnten ca. 165.000 Stellen für 

Hochqualifizierte nicht besetzt werden; 

18, 5 Mrd. Euro Wertschöpfungsverlust 

Ableitungen aus 

aktuellen Arbeits-

marktdaten 

 

DIW (Brenke 

2010) 

 

Analyse von Knappheitsin-

dikatoren wie Lohnentwick-

lung, Studierendenzahlen, 

Entwicklung von Beschäftig-

ten und offenen Stellen für 

einen sehr kurzen Zeitraum 

keine regionalen Diffe-

renzierungen und nur 

vage Aussagen zur 

mittel- und langfristigen 

Entwicklung 

kurzfristig insbesondere aufgrund der zurückhal-

tenden Lohnentwicklung sind aktuell 

kaum Anzeichen für einen erheblichen 

Fachkräftemangel zu erkennen 

Status-quo- 

Hochrechnungen 

 

 

Prognos 

(2009) 

Beschäftigungs-entwicklung 

wird nach Qualifikationsstu-

fen unter einer bestimmten 

Wachstumsannahme bei 

gleichbleibenden Kontext-

faktoren hochgerechnet 

sehr grobe Indikatoren; 

die Annahme gleichblei-

bender Kontextfaktoren 

und wirtschaftlicher 

Wachstumsraten ist 

problematisch 

mittel- und 

lang-fristig 

2025 beläuft sich die Fachkräftelücke 

auf 3,0 und 2030 auf 5,2 Mio. Arbeits-

kräfte  

komplexe sozioöko-

nomisch koordinier-

te Angebots- und 

Nachfrage-

projektionen 

BIBB/ IAB 

(Helmrich/Zik

a 2010; BIBB 

Report, Heft 

18, 2012) 

Projektion nach vier Qualifi-

kationsstufen und 54 

Berufsfeldern auf Basis des 

Mikrozensus; makroökono-

misches Input/Output-

Modell; Referenzzeitraum 

für Modellierung 1997-2007  

kontinuierliche Datenbe-

reitstellung erlaubt sehr 

valide Berechnungen; 

Unsicherheiten bei 

langfristigen Prognosen, 

aufgrund unvorhersehba-

rer Ereignisse (Weltwirt-

schaftskrisen, Kriege) 

kurz-, 

mittel- und 

lang-fristig 

bis zum Jahr 2030 sind trotz gestiege-

nem Erwerbsverhalten, insbesondere 

von Frauen und Älteren, Engpässe in 

einigen Berufsbereichen auf der 

mittleren Qualifikationsebene (Perso-

nen mit abgeschlossener Berufsausbil-

dung) 

absehbar; hohe Arbeitsmarktanspan-

nung im Bereich der Gesundheitsberu-

fe; höhere Zuwanderung alleine kann 

den Rückgang beim Arbeitskräfteange-

bot nicht stoppen, sondern nur 

verzögern; große Fachkräftepotenziale 

bestehen in einer höheren Ausbil-

dungsbeteiligung 

Quelle: Rahner 2012 
 

 

.................................................................................................................................................... 
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Potenziale für Fachkräfte erkennen und gezielt  

erschließen 
 
Deutschland verschenkt derzeit durch bildungs- und arbeitsmarktpolitische Hürden leichtfer-

tig Fachkräftepotenziale, die zukünftig auf dem Arbeitsmarkt dringend gebraucht werden. Dies ist 
insbesondere bei Jugendlichen, Frauen, Älteren und Geringqualifizierten der Fall. Jährlich verlassen 
mehr als 50.000 junge Menschen die Schulen ohne Abschluss. 300.000 Jugendliche befinden sich 
in nichtqualifizierenden Maßnahmen des so genannten Übergangssystems zwischen Schule und 
beruflicher Bildung. 1,5 Millionen junge Erwachsene im Alter zwischen 20 und 30 Jahren sind ohne 
jeden Berufsabschluss und befinden sich auch nicht (mehr) in Maßnahmen der Berufsqualifizie-
rung. 7,5 Millionen Menschen in Deutschland müssen als funktionale Analphabeten eingestuft 
werden, denen vollumfassende berufliche und gesellschaftliche Teilhabe verwehrt bleibt. Die 
Erwerbstätigkeit von Frauen hat seit den 1960er Jahren zwar deutlich zugenommen, aber insge-
samt konnte dies nicht zu einer signifikanten Steigerung ihrer Arbeitsstunden insgesamt führen, 
da sie wesentlich häufiger als Männer in Teilzeit tätig sind und zudem häufig unter ihrem Qualifi-
kationsniveau arbeiten. Ältere und Geringqualifizierte sind am Arbeitsmarkt unterrepräsentiert. 
Ältere müssen bessere Chancen bekommen und Geringqualifizierte weiterqualifiziert werden, 
damit ihre Erwerbsbeteiligung steigt. 
 
Bis 2025 könnten nach Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit folgende zusätzliche Bis 2025 könnten nach Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit folgende zusätzliche Bis 2025 könnten nach Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit folgende zusätzliche Bis 2025 könnten nach Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit folgende zusätzliche 
Fachkräftepotenziale im Inland ausgeschöpft werdenFachkräftepotenziale im Inland ausgeschöpft werdenFachkräftepotenziale im Inland ausgeschöpft werdenFachkräftepotenziale im Inland ausgeschöpft werden2: 
 

� JugendlicheJugendlicheJugendlicheJugendliche: Wenn es gelingt, die Zahl der Schulabbrecher in diesem Zeitraum  zu hal-
bieren, erhöht sich das Fachkräftepotenzial um 300.000 Personen. Weitere 300.000 Per-
sonen kämen hinzu, wenn es gelingt, die Zahl der Ausbildungsabbrecher zu halbieren. 
Zudem stünden rund 600.000 zusätzliche Akademikerinnen und Akademiker dem  Ar-
beitsmarkt zur Verfügung, wenn die Zahl der Studienabbrecher um die Hälfte verringert 
wird. 

 
� Frauen: Frauen: Frauen: Frauen: In einer höheren Erwerbsbeteiligung und einer Steigerung des Arbeitsvolumens 

von Frauen liegt das größte Fachkräftepotenzial. Wenn Deutschland in der Erwerbsbetei-
ligung von Frauen zu vergleichbaren Ländern aufschließt, würden dem Arbeitsmarkt 
900.000 Personen mehr zur Verfügung stehen. Weitere 1,2 Millionen wären durch eine 
entsprechende Steigerung des Arbeitsvolumens von Frauen zu erreichen.     

 
� Ältere:Ältere:Ältere:Ältere: Eine Erhöhung der Beschäftigungsquote der über 55-Jährigen in diesem Zeitraum 

würde bis zu 1,2 Millionen zusätzlicher Vollzeitarbeitskräfte aktivieren.    
 

� Geringqualifizierte: Geringqualifizierte: Geringqualifizierte: Geringqualifizierte: Durch eine Senkung des Anteils Geringqualifizierter um etwa 
20 Prozent könnten zusätzlich 700.000 Fachkräfte gewonnen werden. 

 

                                                 
2 Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2011: Perspektive 2025: Fachkräfte für Deutschland, Nürnberg. 

.................................................................................................................................................... 
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Das FachkräfteparadoxFachkräfteparadoxFachkräfteparadoxFachkräfteparadox – also die Knappheit an qualifizierten Arbeitskräften auf der einen 
sowie prekäre Beschäftigung und Langzeitarbeitslosigkeit auf der anderen Seite – gefährdet das 
erfolgreiche deutsche Wirtschafts- und Sozialmodell. Die Beantwortung der Fachkräftefrage stellt 
hohe Ansprüche an die Reformfähigkeit und Veränderungsbereitschaft in Politik, Wirtschaft und 
Gesellschaft. Zur Verhinderung einer weiteren Polarisierung auf dem Arbeitsmarkt sind verstärkt 
arbeitnehmerorientierte Strategien gefragt. Nur wenn Konzepte greifen, die sich an den konkreten 
Lebenssituationen und -vorstellungen der Beschäftigten orientieren, wird es gelingen, die vorhan-
denen Potenziale für Fachkräfte zu mobilisieren. 
 
Der Rückgang des Erwerbspersonenpotenzials eröffnet neue Durchsetzungsspielräume für die 
Humanisierung der Arbeit, faire Bezahlung und eine bessere Balance von Arbeiten und Leben. Wir 
wollen den Wandel von Arbeit und Demografie so gestalten, dass neue Chancen für gute Arbeits-
bedingungen, flexible Arbeitszeitgestaltung und sozialen Aufstieg entstehen. Wir wollen mehr 
Mitbestimmung und Selbstbestimmung für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  
 
Einer guten Bildungspolitik kommt dabei ebenso eine Schlüsselrolle zu, wie einer modernen Fami-
lien- und Gleichstellungspolitik, einer nachhaltigen Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik und 
einer aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dabei begegnen wir der Herausforderung mit einer Doppelstra-
tegie: Zum einen wollen wir allen die Chance geben, so qualifiziert wie möglich zu arbeiten. Zum 
anderen wollen wir allen, die unfreiwillig von Arbeit ausgeschlossen sind, neue Zugänge ermögli-
chen. Dazu zählen vor allem Frauen sowie Migrantinnen und Migranten. Aber auch Schul- und 
AusbildungsabbrecherInnen benötigen neue Perspektiven durch bildungs- und arbeitsmarktpoliti-
sche Brücken und zweite Chancen. 
 
 

Handlungsfeld Bildung 
 

Fachkräftesicherung beginnt bei jungen Menschen: Wir brauchen mehr Durchlässigkeit in un-
serem Bildungssystem. Der Schlüssel dazu ist die frühe und individuelle Bildung von Kindern, 
längeres gemeinsames Lernen und individuelle Förderangebote. Unser Ziel ist es, kein Kind zu-
rückzulassen, die Zahl der Schulabbrecherinnen und -abbrecher deutlich zu senken und die soziale 
Mobilität zu erhöhen. Wir wollen ein bedarfsgerechtes und hochwertiges Angebot an vorschuli-
scher Bildung und Betreuung sowie flächendeckende Ganztagsangebote an den Schulen. Das 
Grundgesetz muss geändert werden, damit Bund und Länder in der Bildung zusammenwirken 
können. Jeder und jede muss die Möglichkeit haben, einen Schulabschluss nachzuholen („Prinzip 
der zweiten Chance“). Wenn die derzeitige Quote der Schülerinnen und Schüler, die ohne Ab-
schluss die Schule verlassen, halbiert würde, stünde bis zum Jahr 2025 ein Potenzial von zusätzlich 
300.000 Fachkräften zur Verfügung. Die Förderung des Nachholens eines Schulabschlusses muss 
zu einem Rechtsanspruch werden. Es wird durch finanzielle Förderung sicher gestellt, dass sich 
weder die Kosten der Lebenshaltung noch die Kosten des besuchten Unterrichts als Zugangshür-
den auswirken können. 
 
Einige junge Menschen brauchen besondere pädagogische Betreuung. Praxisorientierung und 
individuelle Förderung sind dabei zentral. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei Kindern aus weni-
ger gut integrierten Familien mit Migrationshintergrund. Ihr Schulerfolg kann durch die gezielte 

II. Sozialdemokratische  
Antwort auf das Fachkräfte-
paradox 

.................................................................................................................................................... 
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Einbindung der Eltern und durch Patenschaftsprogramme gefördert werden. Einen Motivations-
schub, die Schule erfolgreich abzuschließen, lösen bei Schülerinnen und Schülern oftmals Kontak-
te mit der beruflichen Praxis aus. Dies zeigen „Jobstarter-Programme“, „Praktikumsklassen“ an 
allen Schulen oder Initiativen wie das „Netzwerk SCHULEWIRTSCHAFT“. Solche Maßnahmen zur 
beruflichen Orientierung können das Fundament für einen erfolgreichen Übergang in die Berufs-
ausbildung legen. 
 
Drei Viertel aller Abgänger von Förderschulen für Menschen mit Behinderung haben keinen Schul-
abschluss. Um auch ihnen eine berufliche Perspektive auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu bie-
ten und die Beschäftigung in geschützten Werkstätten zur Ausnahme zu machen, müssen inklusi-
ve Strukturen geschaffen werden, die Kinder mit Behinderung von Anfang an im Regelschulsystem 
fördern und den Übergang von der Schule in die Ausbildung/den Beruf fördern. 
 
Eine gute Berufsausbildung ist die wichtigste Grundlage für einen erfolgreichen Einstieg ins Er-
werbsleben. Und sie trägt erheblich dazu bei, den dringend benötigten Nachwuchs an qualifizier-
ten Fachkräften zu sichern. Im Mittelpunkt der Berufsbildungspolitik der SPD-Bundestagsfraktion 
steht daher das Ziel, alle ausbildungswilligen jungen Menschen in Ausbildung zu bringen. Wir 
wollen eine Ausbildungsplatzgarantie für alle Jugendlichen, an deren Ende eine vollqualifizierende 
betriebliche oder vollschulische Ausbildung steht. Wir wollen den Unternehmen helfen, benach-
teiligte Jugendliche erfolgreich zum Berufsabschluss zu führen. Dafür werden wir die ausbil-
dungsbegleitenden Unterstützungsangebote ausbauen und insbesondere die Hürden für eine 
flächendeckende Berufseinstiegsbegleitung abbauen. Der „Maßnahmen-Dschungel“ beim Über-
gang von der Schule in die Ausbildung muss gelichtet und durchforstet werden. Wir wollen gute 
und erfolgreiche Fördermaßnahmen ausbauen.   
 
Ziel sozialdemokratischer Hochschulpolitik ist es, gute Lehre und Forschung an offenen und inter-
national wettbewerbsfähigen Hochschulen sicherzustellen und allen studierwilligen jungen Men-
schen ein qualitativ hochwertiges Studium zu ermöglichen. Dazu gehört, die Aufnahme eines 
Studiums nicht am knappen Geldbeutel der Eltern scheitern zu lassen und gute Studienbedingun-
gen für alle Studierenden zu gewährleisten. Wir fordern einen „Hochschulpakt Plus“. Damit soll 
der Hochschulpakt ausgeweitet und verlängert werden, um mehr Studienplätze einzurichten. Wir 
wollen die Hochschulen weiter für beruflich Qualifizierte ohne Abitur öffnen, um die Durchlässig-
keit im Bildungssystem zu erhöhen. Alle Bachelor-Absolventinnen und -Absolventen, die ein Mas-
ter-Studium anstreben, müssen einen Studienplatz erhalten können. Darüber hinaus setzen wir 
uns dafür ein, das BAföG weiterzuentwickeln, die Hochschulzulassung zu reformieren und die 
Qualität der Lehre zu verbessern. Um die Studienqualität zu erhöhen, fordert die SPD-
Bundestagsfraktion eine gemeinsame Personaloffensive von Bund und Ländern, die zusätzliche 
Stellen bei Professuren, Juniorprofessuren und im Mittelbau ermöglicht. Dadurch wollen wir zu-
gleich die Berufs- und Karriereperspektiven für den dringend benötigten wissenschaftlichen 
Nachwuchs verbessern. 
  
Die Weiterbildungs und –qualifizierungskultur in Deutschland ist unterentwickelt. Die deutschen 
Unternehmen zählen in Europa laut Bildungsbericht 2010 zu jenen mit den wenigsten Fortbil-
dungsangeboten. Weiterbildung muss zu einer das Bildungssystem insgesamt stabilisierenden 
Säule ausgebaut werden.  
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Um die Weiterbildungsaktivitäten speziell in mittelständischen Unternehmen zu fördern, bietet 
sich der Abschluss von Qualifizierungstarifverträgen (TVQ) an. Qualifizierungstarifverträge regeln 
die Qualifizierungs- und Weiterbildungsaktivitäten in Form von Prozessvorgaben, wobei sie aller-
dings die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen den betrieblichen Akteuren überlässt. Wir 
wollen dafür die notwendigen gesetzlichen Grundlagen schaffen, die ein Weiterbildungssystem 
auf den bewährten Strukturen des dualen Systems aufbauen. Dazu gehört auch eine Stärkung der 
Rechte von Betriebsräten und Personalräten, beispielsweise hinsichtlich der Initiierung und Um-
setzung betrieblicher Qualifizierungspläne. 
 
Weiterbildung muss berufliche Weiterentwicklung möglich machen. Beispielsweise sollte es für 
eine Erzieherin oder einen Erzieher möglich sein, sich aufbauend auf beruflichen Qualifikationen 
zur Grundschullehrerin oder zum Grundschullehrer weiter zu qualifizieren.  
 
Wir werden die Arbeitslosenversicherung zur Arbeitsversicherung weiterentwickeln. Es gilt künf-
tig, nicht nur das Risiko von Arbeitslosigkeit sozial abzusichern, sondern durch eine sozial-investive 
und vorbeugende Politik, die Beschäftigungsfähigkeit zu sichern, etwa durch einen Rechtsan-
spruch auf Weiterbildung. Zugleich wollen wir denjenigen neue Wege eröffnen, die vom Auf-
schwung am Arbeitsmarkt abgehängt sind. Für Langzeitarbeitslose müssen Brücken in den ersten 
Arbeitsmarkt geschaffen werden. Wo das absehbar nicht gelingt, muss mit einem sozialen Ar-
beitsmarkt zusätzliche Beschäftigung entstehen.  
 
Bereits kurzfristig brauchen wir Fachkräfteoffensiven in Berufsfeldern, in denen akuter Fachkräf-
temangel droht. Mit gezielten Aktionsprogrammen wollen wir den Fachkräftebedarf bei den so 
genannten MINT-Berufen (Mathematik, Informatik, naturwissenschaftlich-technische Berufe und 
in den so genannten SAGE-Berufen (im Bereich der Sozialen Arbeit, Gesundheit und Pflege sowie 
der frühkindlichen Bildung und Erziehung) decken. 
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ZieleZieleZieleZiele    � Soziale Mobilität, Durchlässigkeit im Bildungssystem erhöhen 

� Frühkindliche Bildung stärken 

� Kein Kind zurücklassen und die Zahl der Schulabbrecher deutlich senken  

� Umsetzung und Finanzierung des Konzepts des lebensbegleitenden Ler-

nens 

� Weiterbildungschancen für Frauen, Ältere, Migrantinnen und Migranten 

sowie Geringqualifizierte steigern 

� Bessere Übernahmechancen nach der Ausbildung 

 

KernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmen    kurz- und mittelfristig:  

� Kooperationsverbot in der Bildungspolitik abschaffen 

� Berücksichtigung geänderter Anforderungsprofile und neuer Berufs-

bilder bei der Novellierung von Ausbildungsordnungen 

langfristig: 

� Umbau Arbeitslosenversicherung zu Arbeitsversicherung 

 

Flankierende Flankierende Flankierende Flankierende     

IIIInnnnstrumentestrumentestrumentestrumente    

� Qualitätsstandards in der frühkindlichen Bildung 

� Recht auf Weiterbildung 

� Recht auf Bildungs- und Qualifizierungsberatung 

� Gleichwertigkeit zwischen beruflicher und akademischer Bildung ausbauen 

und beruflichen Aufstieg durch bessere Anrechnung beruflicher Qualifikati-

on erleichtern 

� Bundesweit vergleichbare Standards bei schulischen Ausbildungsgängen, 

die in die Länderzuständigkeit fallen, durch gezieltere Absprachen zwischen 

Bund und Ländern vorantreiben 

� Kommunikationsoffensive, mit der speziell bei Frauen für MINT-Berufe und 

bei Männern für Sozial-, Pflege- und Gesundheitsberufe geworben wird 

� Mindestlohn in der Weiterbildungsbranche und Mindesttarife für Hono-

rarmitarbeiter 

� Ausbau des BAföG 

� Weitere Öffnung der Hochschulen für die berufliche Aufstiegsfortbildung 

und Stärkung der Rolle der Hochschulen bei der Fort- und Weiterbildung 

 

 
 .................................................................................................................................................... 
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Handlungsfeld Arbeitsmarkt 
 

Fachkräftesicherung erfordert eine neue Ordnung am Arbeitsmarkt. Prekäre Beschäftigung 
muss auch deshalb bekämpft werden, weil sie einer nachhaltigen Fachkräftesicherungsstrategie 
entgegensteht. Prekäre Arbeit entwertet Qualifizierung und bremst Aufwärtsmobilität. Faire Re-
geln und Lohngerechtigkeit sind eine zwingende Voraussetzung zur Fachkräftesicherung. Wo 
immer es möglich ist, sollen starke Gewerkschaften gute Tariflöhne aushandeln. Angesichts der 
schon heute fast acht Millionen Beschäftigten im Niedriglohnsektor wird aber deutlich, dass dies 
nicht ausreicht. Menschen, die arbeiten, müssen von ihrer Arbeit auch leben können. Ein flächen-
deckender, gesetzlicher Mindestlohn ist deshalb überfällig. Für Leiharbeiterinnen und -arbeiter 
muss der Grundsatz „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ („Equal-Pay“) für Stamm- und Leihbeleg-
schaften durchgesetzt werden. Die konzerninterne Verleihung muss begrenzt werden. Betriebsrä-
te in den Entleihbetrieben müssen mehr Mitbestimmungsrechte für die Leiharbeit bekommen, 
etwa über Umfang und Dauer der Leiharbeit in den Betrieben. Die Entgeltgleichheit für Männer 
und Frauen muss gesetzlich sichergestellt werden. Der  zunehmende Missbrauch von Werkver-
tragsarbeit muss eingedämmt werden. Den Missbrauch von Minijobs durch Arbeitgeber wollen 
wir bekämpfen, damit  Minijobs nicht in eine Sackgasse führen. 

 
Die duale Berufsausbildung ist neben der Tarifautonomie und der Sozialpartnerschaft ein Mar-
kenzeichen der sozialen Marktwirtschaft in Deutschland. Sie hat sich über Jahrzehnte als ein 
weltweit anerkanntes Ausbildungsmodell bewährt, das einfache Übergänge in die Beschäftigung, 
geringe Jugendarbeitslosigkeit und einen hohen Qualifikationsstand gewährleistet. Die anstei-
genden Fachkräftebedarfe bei Personen mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung verdeutli-
chen die zentrale Bedeutung des dualen Ausbildungssystems für die weitere wirtschaftliche Ent-
wicklung in Deutschland. Deshalb wollen wir die duale Berufsausbildung stärken und erneuern. 
Hierfür ist es wichtig, dass die Arbeitgeber ihre Ausbildungsverantwortung wahrnehmen. Mit Blick 
auf den Übergang der Industriegesellschaft zur Wissensgesellschaft und der zunehmenden Euro-
päisierung der Arbeits- und Ausbildungsmärkte gilt es außerdem, die Berufsausbildung breit anzu-
legen und Allgemein- und Berufsbildung noch besser miteinander zu verbinden. Um das duale 
System zu stärken, müssen wir die Ausbildungsordnungen modernisieren, die Ausbildungsberufe 
zu Berufsfamilien zusammenführen und die Ganzheitlichkeit der Ausbildung und des Berufsprin-
zips bewahren. Entsprechende Vorschläge von Kammern und Gewerkschaften sind zu unterstüt-
zen. Mit einem weiteren Ausbau der Gleichwertigkeit von beruflicher Bildung im Vergleich zur 
schulischen und akademischen Bildung wollen wir die Übergänge in Arbeit und Weiterbildung 
erleichtern und für mehr Durchlässigkeit im Bildungssystem insgesamt sorgen.  
 
Kleine und mittlere Unternehmen benötigen bei der Sicherung ihrer Fachkräftebasis sowie der 
Gewinnung neuer Fachkräfte eine besondere Unterstützung. Gerade bei kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen mangelt es aufgrund fehlender personeller und finanzieller Ressourcen oft-
mals an einer mittel- und langfristigen Personalplanung. Wir brauchen deshalb die Einrichtung 
bzw. den Ausbau regionaler Fachkräftedialoge, um jeweils vor Ort auf Basis regionaler Arbeits-
marktanalysen regionale Fachkräftestrategien entwickeln zu können. Durch die Stärkung von 
Ausbildungsverbunden, Weiterbildungsnetzwerken und überbetrieblichen Beratungsstellen wol-
len wir diese Unternehmen bei der Sicherung ihrer Fachkräftebasis unterstützen.  
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Kleine und mittlere Unternehmen sind durch Servicestellen, Beratungsangebote und Unterstüt-
zungsleistungen in die Lage zu versetzen, eine langfristige Personalentwicklung zu betreiben. 
 
Durch Arbeitsverdichtung und Leistungsdruck nimmt auch die Intensität und Häufigkeit von 
Burnoutsymptomen zu. Berufsunfähigkeit ist mittlerweile in jedem vierten Fall psychisch bedingt. 
Arbeitsbedingungen, die zu solchen gesundheitlichen Schäden führen, sind gegenüber den betrof-
fenen Menschen unverantwortlich und auch mit dem Ziel der Fachkräftesicherung nicht verein-
bar. Hier müssen alle gesetzlichen Möglichkeiten genutzt werden, um psychischen Überbelastun-
gen und Diskriminierungen präventiv zu begegnen. Die Deutsche Rentenversicherung muss finan-
ziell in der Lage sein, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben bedarfsgerecht zu erbringen, denn 
diese Leistungen halten Fachkräfte im Arbeitsprozess und verhindern sehr effektiv Erwerbsminde-
rungen. Die in Deutschland ausgeprägte Struktur der medizinischen Rehabilitation muss gestärkt 
und genutzt werden, um im demografischen Wandel Fachkräftepotential zu sichern. Das im Re-
habilitationsrecht für den Fall einer drohenden oder bestehenden Erwerbsunfähigkeit vorgesehe-
ne „Betriebliche Eingliederungsmanagement“ muss verstärkt gefördert und gefordert werden, 
auch und besonders bei Klein- und Mittelständischen Unternehmen. Die besonders fordernden 
Gesundheits-, Pflege,- und Erziehungsberufe müssen so aufgewertet werden, dass die Menschen, 
die diese wichtige Arbeit für unsere Gesellschaft leisten, die entsprechende Anerkennung erhalten 
und physisch sowie psychisch gesunde Arbeitsbedingungen vorfinden. Der Arbeits- und Gesund-
heitsschutz muss so verbessert werden, dass Menschen länger aktiv am Arbeitsleben teilhaben 
können. Dazu gehören altersgerechte Arbeitsplätze und gezielte Weiterbildungsangebote für 
ältere Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.  
 
Dass der Anteil der Langzeitarbeitslosen in Deutschland höher als in anderen europäischen Län-
dern ist, deutet darauf hin, dass hier mit den Mitteln der aktiven Arbeitsmarktpolitik noch ein 
enormes Potenzial gehoben werden kann. Notwendig dafür ist eine Qualifizierungs- und Integra-
tionsoffensive. Dazu gehört vor allem eine bessere persönliche Betreuung und Förderung von 
Arbeitsuchenden in den Jobcentern. Es ist daher ein schwerer Fehler, dass die schwarz-gelbe Bun-
desregierung die Mittel der aktiven Arbeitsmarktpolitik in Milliardenhöhe kürzt. Eine leistungsfä-
hige Arbeitsvermittlung braucht eine ausreichend finanzielle Ausstattung und Personal. 
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ZieleZieleZieleZiele    � Höhere Arbeitsmarktpartizipation von Jugendlichen, Frauen, Älteren sowie 

Geringqualifizierten 

� Beschäftigungsfähigkeit sichern 

� Inklusion und Gleichstellung 

� Leitbild Guter Arbeit in Betrieben und Unternehmen verwirklichen 

� Arbeitsplatzsicherheit 

� Innovationsbereitschaft  

� Beschäftigungschancen Älterer stärken 

 

KernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmen    kurz- und mittelfristig:  

� Duales Ausbildungssystem stärken und erneuern 

� Einführung einer Berufsausbildungsgarantie 

� Recht auf nachholende Qualifikation einschließlich Schulabschluss 

� Equal Pay in der Leiharbeit neu regeln 

� Entgeltgleichheit für Frauen und Männer gesetzlich sicherstellen 

� Minijobs reformieren 

� Budget der Deutschen Rentenversicherung für Leistungen zur Teil-habe 

(„Reha-Deckel“) bedarfsgerecht anheben 

� Gesetzlichen Mindestlohn einführen 

� Missbrauch von Werkverträgen verhindern 

� Keine sachgrundlose Befristung 

� Auf- bzw. Ausbau von Servicestellen, Beratungsangeboten und Unterstüt-

zungsleistungen für kleine und mittlere Unternehmen 

langfristig: 

� Umbau Arbeitslosenversicherung zu Arbeitsversicherung 

� Recht auf Arbeitszeitvariation, z.B. durch Rückkehrrechte und Teilzeitaus-

bildungen 

� vorhandene Struktur der medizinischen Rehabilitation stärken und wei-

terentwickeln 

 

FlankierendeFlankierendeFlankierendeFlankierende    

IIIInnnnstrumentestrumentestrumentestrumente    

� Regelwerk zum Arbeits- und Gesundheitsschutz verbessern und vereinfa-

chen. 

� Betriebliches Eingliederungsmanagement fördern 

� Barrierefreiheit für ältere und behinderte Arbeitnehmer fördern 

� Qualifizierungsinitiative für Arbeitsuchende im Gesundheits- und Pflege-

bereich 

� Bundesprogramm zur Weiterbildung für 25-45-Jährige ohne Berufs-

sabschluss 

� Unterstützte Begleitung in Arbeit ausbauen 

� Ausbau der finanziellen und personellen Ressourcen in der Arbeitsmarkt-

politik 

� Stärkung von Ausbildungsverbünden, Weiterbildungsnetzwerken und 

überbetrieblichen Beratungsstellen 

.................................................................................................................................................... 
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Handlungsfeld Familien- und Gleichstellungspolitik 
 

Wir wollen das Prinzip „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ uneingeschränkt durchsetzen. Dem 
nicht zu rechtfertigenden Lohnunterschied zwischen Männern und Frauen werden wir mit einem 
Entgeltgleichheitsgesetz begegnen. Um mehr Frauen in Führungspositionen zu bringen, setzen 
wir uns außerdem für eine gesetzliche Frauenquote in Aufsichtsräten und Vorständen ein. Außer-
dem wollen wir, dass sich Erwerbsunterbrechungen partnerschaftlich auf Männer und Frauen 
verteilen. Deshalb werden wir das Elterngeld und das Steuerrecht so weiterentwickeln, dass die 
Elternzeit gerechter als bislang aufgeteilt werden kann.  
 
Wir  brauchen eine veränderte Arbeitskultur. Eine bessere Vereinbarkeit von Arbeit und Leben 
erfordert ein stärkeres Umdenken in den Unternehmen. Sie müssen erkennen, dass sie qualifizier-
te Beschäftigte dann besser und längerfristiger an den Betrieb binden können, wenn sie auf die 
unterschiedlichen Bedürfnisse in verschiedenen Lebensphasen stärker eingehen. Aber auch die 
Politik ist gefordert, dazu beizutragen, dass Arbeit und Leben vereinbar sind: Gute Arbeit ist auch 
Arbeit, die ein besseres Leben ermöglicht. Auch dies ist ein Beitrag, der Arbeit ihren Wert zurück-
zugeben. 
 
Ein wesentlicher Schritt für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist der Ausbau von 
Krippen- und Kitaplätzen sowie von Ganztagsschulen. Das von der schwarz-gelben Koalition ge-
plante Betreuungsgeld setzt völlig falsche Anreize und wird jährlich bis zu zwei Milliarden Euro 
kosten, die für den notwendigen Ausbau der Kinderbetreuung dringend gebraucht werden. Eltern 
muss die Rückkehr in den Beruf erleichtert werden. Mütter und Väter sollten einen Rechtsan-
spruch auf Eingliederungsleistungen beim Wiedereinstieg nach einer Familienpause bekommen. 
Das Rückkehrrecht auf einen Vollzeitarbeitsplatz muss gesetzlich abgesichert werden. Das von der 
rot-grünen Bundesregierung eingeführte Recht auf Teilzeit muss ergänzt werden durch das Recht 
auf Wiederaufstockung der Arbeitszeit nach einer Phase der Teilzeit. Wir wollen es Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmern erleichtern, bestehende Ansprüche auf Teilzeitbeschäftigung bezie-
hungsweise auf Aufstockung von Teilzeit auf Vollzeit durchzusetzen. Darüber hinaus wollen wir 
einen Anspruch auf befristete Teilzeitbeschäftigung gesetzlich verankern, nach dessen Auslaufen 
automatisch wieder die vorherige Arbeitszeit garantiert ist. Weitere Maßnahmen, um Arbeit und 
Familie besser zu vereinbaren, sind das Elterngeld und die von uns geforderte Pflegezeit. Für Müt-
ter und Väter, die Kinder betreuen und keine Ausbildung haben, muss es mehr Ausbildungsange-
bote in Teilzeitform geben, bei denen der Lebensunterhalt gesichert ist. Ausreichende, qualitativ 
hochwertige und verlässliche Kinderbetreuungsangebote müssen zur Selbstverständlichkeit wer-
den. 
 
Aber nicht nur der Staat steht in der Pflicht, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu erleichtern. 
Auch die Unternehmen einschließlich der öffentlichen Arbeitgeber stehen in der Verantwortung. 
Bislang existieren nur in 14 Prozent aller Unternehmen mit mehr als zehn Beschäftigten betriebli-
che, tarifliche oder freiwillige Vereinbarungen für eine familienfreundliche Arbeitsplatzgestaltung. 
Schon aus eigenem Interesse an qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sollten Arbeit-
geber eine familienorientierte Personalpolitik betreiben, die flexible Arbeitszeitmodelle, Eltern-
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Kind-Büros, Telearbeitsplätze und Zuschüsse für Kinderbetreuungskosten bis hin zu Betriebskrip-
pen und -kindergärten umfasst. 
 

ZieleZieleZieleZiele    � Gleichstellung von Frauen und Männern 

� Höhere Arbeitsmarktpartizipation von Frauen 

� Vereinbarkeit Familie, Fürsorge und Beruf 

 

KernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmen    kurz- und mittelfristig:  

� Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern gesetzlich regeln 

� Recht auf Arbeitszeitvariation, z.B. durch Rückkehrrechte und Teilzeitaus-

bildungen 

� stufenweise Einführung einer gesetzlichen Quote von 40% für Frauen 

und Männer in Aufsichtsräten und Vorständen 

langfristig: 

� Umbau Arbeitslosenversicherung zu Arbeitsversicherung 

 

Flankierende Flankierende Flankierende Flankierende 

InstrumenInstrumenInstrumenInstrumentetetete    

� Ehegattensplitting durch Individualbesteuerung unter Berücksichtigung der 

gegenseitigen Unterhaltsverpflichtungen ersetzen 

� Bedarfsgerechter Ausbau der Kinderbetreuung 

 

 
 
 

.................................................................................................................................................... 
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Handlungsfeld Einwanderung 
 

Deutschland ist eine Einwanderungsgesellschaft. Wir müssen unsere Willkommenskultur und 
Anerkennungskultur entwickeln und verbessern, um attraktiver für hochqualifizierte Fachkräfte 
aus dem Ausland zu werden und um die Arbeitsmarktintegration der bereits in Deutschland le-
benden Menschen mit Migrationsbiographie zu verbessern.  
 
Dazu gehört auch der erleichterte Nachzug für Familienmitglieder und eine bessere Anerkennung 
von im Ausland erworbenen Qualifikationen.  Bereits in Deutschland lebende Migrantinnen und 
Migranten sollten zudem einen Rechtsanspruch auf eine wohnortnahe Beratungsstelle, eine lau-
fende Beratung im Verfahren und auf Nachqualifizierung bekommen. Wir müssen unser Aufent-
haltsrecht ändern, um mehr qualifizierte Fachkräfte in unserem Land zu halten. Wir brauchen 
Instrumente, um bestehende Hürden bei der Arbeitsmarktintegration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund abzubauen, wie beispielsweise anonymisierte Bewerbungsverfahren. Angesichts 
der dramatischen Arbeitslosigkeit junger Menschen in Staaten, die von der Euro-Krise besonders 
hart getroffen wurden, müssen wir auch auf europäischer Ebene aktiv werden. Dazu zählt die 
Erleichterung der europaweiten Mobilität, insbesondere für junge Arbeitsuchende, unter anderem 
durch eine bessere europaweite Anerkennung von beruflichen Qualifikationen und durch einen 
Mobilitätsfond, der zum Beispiel Sprachtraining anbietet. 
 

ZieleZieleZieleZiele    � Höhere Attraktivität für hochqualifizierte Fachkräfte 

� Leichtere und bessere Anerkennung im Ausland erworbener Qualifikationen 

� Willkommens- und Anerkennungskultur (z.B. Familienzuzug, offener Zugang 

zum Arbeitsmarkt für Familienangehörige) 

� Verbesserung der Arbeitsmarktintegration bereits hier lebender Menschen mit 

Migrationsbiographie 

 

KernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmenKernmaßnahmen    kurz- und mittelfristig:  

� Steuerung der Einwanderung und Stärkung von angebots- und nachfra-

georientierten Einwanderungsmöglichkeiten 

� Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen verbessern 

� Instrumente wie anonymisierte Bewerbungsverfahren einführen 

 

langfristig:  

� Rechtsanspruch auf eine wohnortnahe Beratungsstelle, eine laufende Be-

ratung im Verfahren und auf Nachqualifizierung 

 

Flankierende Flankierende Flankierende Flankierende 

InstrumenteInstrumenteInstrumenteInstrumente    

� Beratung für Arbeitgeber und ausländische Absolventen deutscher Hochschu-

len verbessern 

 

 
 .................................................................................................................................................... 
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Verbindliche Kooperation zwischen Wirtschaft, Staat 

und Gesellschaft 
 

Fachkräftesicherung braucht gemeinschaftliche Aktionen verschiedener Akteure. Der Staat im 
Bund und in den Ländern ist ebenso gefragt wie die Kommunen, die Bundesagentur für Arbeit, die 
Tarifparteien und in allererster Linie die Unternehmen selbst. Auch andere Akteure, wie die Indust-
rie- und Handelskammern, die Handwerkskammern, Universitäten, Wohlfahrtsverbände, die Ren-
tenversicherung und die Krankenkassen sind dabei einzubeziehen. Alle Akteure haben unter-
schiedliche Verantwortlichkeiten, um das Fachkräfteangebot zu steigern. Gleichzeitig wird dies 
nur erfolgreich gelingen, wenn zwischen diesen Akteuren ein konzertiertes Vorgehen verbindlich 
vereinbart wird. Mit der Allianz für Fachkräfte hat das sozialdemokratisch geführte Bundesminis-
terium für Arbeit im Jahr 2009 einen ersten wesentlichen Schritt zu einem gemeinsamen und 
politikfeldübergreifenden Vorgehen der zentralen Akteure unternommen. Diese Initiative im Bund 
hat zahlreiche Länderregierungen zu ähnlichen Initiativen von Politik und Sozialpartnern auf Län-
derebene motiviert, die eine wichtige Ergänzung der Bundesinitiativen zur Fachkräftemobilisie-
rung sind und die notwendige Strategiebildung in Regionen und Branchen fördern. Hinzu kom-
men vielfältige Initiativen von Kammern, Gewerkschaften, Verbänden sowie der Bundesagentur 
für Arbeit.  
 
Wir wollen nicht nur an das Eigeninteresse der deutschen Wirtschaft appellieren, sondern einen 
Schritt weitergehen. Wir wollen die vielen Betriebs- und Unternehmensleitungen in Deutschland, 
die bereits jetzt gemeinsam mit den Gewerkschaften und Betriebsräten eine fortschrittliche Per-
sonal- und Tarifpolitik umsetzen, mit einem verlässlichen Instrumentarium dabei unterstützen, 
dass sie ihre erfolgreiche Arbeit fortsetzen können. Der Erfahrungsschatz aus fortschrittlicher 
Tarif- und Personalpolitik, lokalen Netzwerken und bundesweiten Modellprojekten kann bei der 
kontinuierlichen Aufgabe der Fachkräftesicherung helfen. Der schwäbische Maschinenbauer 
Trumpf hat zum Beispiel sein „Modell zur lebensphasenorientierten Arbeitszeit“ seit Jahren erfolg-
reich in der Praxis erprobt und umgesetzt. Es geht auf eine gemeinsame Vereinbarung  des Ge-
samtbetriebsrats, der IG Metall und der Trumpf GmbH & Co. KG (Bündnis für Arbeit 2016) zurück. 
Grundidee des Arbeitszeitmodells ist es, den Mitarbeitern möglichst viele Optionen bei der Eintei-
lung ihrer Arbeitszeit zu ermöglichen. So können alle Mitarbeiter alle zwei Jahre ihre Wochenar-
beitszeit zwischen 15 und 40 Stunden neu festlegen. Außerdem können sie bis zu 1000 Arbeits-
stunden auf einem individuellen Konto ansparen. Dieses Guthaben kann dann für Auszeiten von 
bis zu sechs  Monaten oder für Arbeitszeitreduzierungen verwendet werden. Darüber hinaus gibt 
es die Option, zwei Jahre lang für die Hälfte des Lohns in Vollzeit zu arbeiten, um dann davor oder 
danach zwei Jahre bei halben Bezügen freinehmen zu können.  
 
 

III. Wandel von Arbeit und 
Demografie gemeinsam  
gestalten 

.................................................................................................................................................... 
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Für einen Deutschen Rat für Fachkräftesicherung im 

Bundeskanzleramt 
 

Für eine erfolgreiche Fachkräftestrategie sind mehr Verbindlichkeit, mehr Koordination, klare 
Zielvereinbarungen, mehr Transparenz, gemeinsames Monitoring und eine effektive Prozesssteu-
erung notwendig. Die derzeitige Bundesregierung bleibt durch das unkoordinierte Vorgehen der 
einzelnen Ministerien weit unter den Möglichkeiten. Zudem mangelt es an der Zielgenauigkeit der 
Maßnahmen. In zentralen Bereichen konterkariert diese Bundesregierung sogar das Ziel der Fach-
kräftesicherung, etwa durch die planlosen Kürzungen in der aktiven Arbeitsmarktpolitik und der 
geplanten Einführung des so genannten Betreuungsgeldes. Auch ist das Fachkräftemonitoring 
bislang weder gesetzlich noch verfahrensrechtlich ausgestaltet worden.  
 
Die dauerhafte Sicherung der Fachkräftebasis ist für die wirtschaftliche und soziale Zukunft 
Deutschlands von herausragender Bedeutung. Um eine entsprechende Strategie erfolgreich um-
zusetzen, sind jetzt mehr Verbindlichkeit und klare Verantwortlichkeiten notwendig. Die Zeit wird 
knapp. Unverbindliche Erklärungen und Appelle reichen nicht mehr aus. Deshalb wollen wir einen 
Deutschen Rat für FachkräftesicherungDeutschen Rat für FachkräftesicherungDeutschen Rat für FachkräftesicherungDeutschen Rat für Fachkräftesicherung (Fachkräfterat) einrichten. Gemeinsam mit den Gewerk-
schaften, den Spitzenverbänden der Wirtschaft, der Bundesagentur für Arbeit, den Ländern sowie 
den kommunalen Spitzenverbänden und den Wohlfahrtsverbänden gilt es, in diesem Rat verbind-
liche Ziele und Maßnahmen zu verabreden und Instrumente immer wieder neu zu überprüfen 
sowie anzupassen. Der Fachkräfterat soll das notwendige politische Gewicht haben und wird 
daher im Bundeskanzleramt angesiedelt sein. Ein systematisches Fachkräftemonitoring unter-
stützt diesen Prozess. Bisherige Ansätze des Arbeitsmarktmonitorings sind auszubauen und durch 
eine gesetzliche Grundlage langfristig anzulegen und verlässlich zu gestalten.3 
 
 
 
 
 
 

                                                 
3 Das vorliegende Konzept ist das Ergebnis eines Dialogprozesses, den die SPD-Bundestagsfraktion 
im Rahmen des Projekts „Neue Ordnung für Arbeit“ der Fraktionsinitiative „Deutschland 2020“ mit 
Gewerkschaften, Arbeitgebern, Wohlfahrtsverbänden und der Wissenschaft geführt hat. Sven 
Rahner von der Universität Kassel hat in seiner Expertise zur Vorbereitung der Dialoge wichtige 
Impulse vorgelegt, deren Anregungen und Lösungsperspektiven in dieses Fachkräftesicherungs-
konzept eingeflossen sind. (Vgl. Rahner, Sven 2012: Wandel von Arbeit und Demografie gestalten: 
Potenziale für Qualifizierung, Beschäftigung und Entfaltung. Expertise im Auftrag der SPD-
Bundestagsfraktion, Berlin.) 

.................................................................................................................................................... 
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Deutscher Rat für Fachkräftesicherung  
 

ZIELZIELZIELZIEL    � Institutionelle Etablierung einer verbindlichen Kooperations- und Austausch-

politik zur Sicherung der Fachkräftebasis in Deutschland 

 

FEDERFÜHRUNGFEDERFÜHRUNGFEDERFÜHRUNGFEDERFÜHRUNG    � Bundeskanzleramt 

 

AUFGABENAUFGABENAUFGABENAUFGABEN    � Analyse aktueller und zukünftiger Fachkräftebedarfe sowie von Erwerbsper-

sonenpotenzialen und diesbezüglicher Handlungsbedarfen auf Grundlage des 

systematischen Fachkräftemonitorings 

� Entwicklung und Bündelung möglichst zielgenauer Maßnahmen zur Mobili-

sierung von Fachkräften 

� Umsetzungsorientierte Erarbeitung und Entscheidungsfassung von verbind-

lichen Vereinbarungen mit konkreten, zeitlich terminierten Arbeitsaufträgen 

 

ZUSAMMENSETZUNGZUSAMMENSETZUNGZUSAMMENSETZUNGZUSAMMENSETZUNG    � Vertreterinnen und Vertreter aus Gewerkschaften, Spitzenverbänden der 

Wirtschaft, Bundesagentur für Arbeit, Ländern, kommunalen Spitzenverbän-

den, Wohlfahrtsverbänden, Wissenschaft 

 

ORGANISATIONORGANISATIONORGANISATIONORGANISATION    � Steuerungsgruppe  

� Facharbeitsgruppen Bildung, Arbeitsmarkt, Familie und Gleichstellung, Ein-

wanderung 

� Geschäftsstelle im Bundeskanzleramt 

 

LEGITIMATIONLEGITIMATIONLEGITIMATIONLEGITIMATION    � Beschluss des Deutschen Bundestages 

 

DAUERDAUERDAUERDAUER    � Permanent 

 

 

Anhang 
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Verantwortlichkeiten der zentralen Akteure der 

Fachkräftesicherung 
 

    Führende Rolle 

    Wichtige Rolle 

    Mitwirkung 

 
 

HANDLUNGSFELDERHANDLUNGSFELDERHANDLUNGSFELDERHANDLUNGSFELDER    BundBundBundBund    LänderLänderLänderLänder    KommunenKommunenKommunenKommunen    BABABABA    TarifpartnerTarifpartnerTarifpartnerTarifpartner    UnternehmenUnternehmenUnternehmenUnternehmen    AndereAndereAndereAndere    

JUGENDLICHEJUGENDLICHEJUGENDLICHEJUGENDLICHE     

SchulabbrecherSchulabbrecherSchulabbrecherSchulabbrecher           

AusbildungsabbrecherAusbildungsabbrecherAusbildungsabbrecherAusbildungsabbrecher          IHK 

StudienabbrecherStudienabbrecherStudienabbrecherStudienabbrecher          Univ. 

FRAUENFRAUENFRAUENFRAUEN     

ErwerbspartizipationErwerbspartizipationErwerbspartizipationErwerbspartizipation           

ArbeitsvolumenArbeitsvolumenArbeitsvolumenArbeitsvolumen          GKV, 

PKV 

ÄLTEREÄLTEREÄLTEREÄLTERE     

ErwerbspartizipationErwerbspartizipationErwerbspartizipationErwerbspartizipation           

GERINGQUALIFIZIERTEGERINGQUALIFIZIERTEGERINGQUALIFIZIERTEGERINGQUALIFIZIERTE     

Qualifizierung             Qualifizierung             Qualifizierung             Qualifizierung             

und Weiterbildungund Weiterbildungund Weiterbildungund Weiterbildung    

      IHK 

Quelle: Angelehnt an BA 2011 
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Ansatzpunkte zur Gestaltung des Wandels von Arbeit und De-
mografie 

Fachkräftesicherung als zentraler Bestandteil einer 

qualitativen Wachstumsstrategie 
 

 

 

 
Quelle: Rahner 2012 
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Quelle: Der Tagesspiegel, 5. Dezember 2010 
 


